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Fre i ste I I r-rngsbesc]-le i d
für 2018 bis 2O2O zur

Körperschaftsteuer
und Gewerbesteuer

Feststel lung

tmfang der Steuerbefreiung
Die Körperschaft ist nach § 5 Abs. 1 Nr. I KStG von der Körperschaftsteuer befreit.
Sie ist nach § 3 Nr. 6 cet{stc von der ce$,erbesteuer befreit.
Hinweise zur steuerbegünstigung
Die Körperschaft fördert im Sinne der §§ 51 ff. AO ausschließlich und unmittelbar
mi ldtätige und folgende gemeinnützige Zwecke:
- Förderung des öffentlichen Gesundheitswesens und der öffentlichen cesundheitspflege

(§ 52 Abs. 2 satz 1 Nr. 3 AO)
- Förderung internationaler Gesinnung, der Toleranz auf allen Gebieten der Kultur und des

Völkerverständigungsgedankens (§ 52 Abs. 2 satz 1 Nr. 13 AO)- Förderung der Entuicklungszusammenarbeit (§ 52 Abs. 2 satz 1 Nr. 15 AO)

Hinweise zur Ausstel lung von Zuuendungsbestätigungen
Die Körperschaft ist berechtigt, für spenden' die ihr zur Verwendung für diese Zwecke zugewendet
$,erden, Zuwendungsbestätigungen nach amtlich vorgeschriebenem Vordruck (§ 50 Abs. 1 ESTDV) auszu-
stellen. Die amtlichen Muster für die Ausstellung steuerlicher Zuwendungsbestätigungen stehen in
Internet unter httpst//www.formulare-bfinv.de als ausfüllbare Formulare zur Vertüguig.
Die Körperschaft ist berechtigt, für Mitgliedsbeiträge zuwendungsbestätigungen na;h ämtlich
vorgeschriebenen Vordruck (§ 50 Abs. 1 ESTDV) auszustellen.
Zuwendungsbestätigungen für Spenden und ggf. Mitgliedsbeiträge dürfen nur ausgestellt werden,
wenn das Datum dieses Freistellungsbescheids nicht länger als fünf Jahre zurückliegt. Die Fristist taggenau zu berechngn (S 63 Abs. 5 Ao).

Haftung bei unrichtigen zuwendungsbestätigungen und fehlverwendeten zuuendungen
Wer vorsätzlich oder grob fahrlässig eine unrichtige zuwendungsbestätigung aüssteilt oder veran-
lasst, dass zuwendungen nicht zu den in der zuwendungsbestätigung angegebenen steuerbegünstigten
zltecken verwendet werdenr haftet für die entgangene steuer. Dabei wird die entgangene Einkommen-
steuer oder Körperschaftsteuer mit 3Q l, die entgangene ceu,erbesteuer pauschal-mii t5Z der zu$,en-
dung angesetzt (§ 10b Abs. 4 EStc, § 9 Abs. 3 KStc, § 9 Nr. 5 cevjstc).

Hi nwei se zun Kapitalertrag§teuerabzug
Bei Kapitaierträgeni die bis zum 31.12.2025 zufließen, reicht für die Abstandnahne vom Kapital-ertragsteuerabzugnach§44aAbs.4undTSatzlNr.lsowieAbs.4bSatzlNr.SundAbs.l0
satz 1 Nr. 3 EStG die Vorlage dieses Bescheides oder die Uberlassung einer amtlich beglaubigten
Kopie dieses Besche:ides aus. Das cleiche gilt bis zum o. a. zeitpunkt für die Erstattung von
Kapitalertragsteuer nach § 44b Abs. 6 satz I Nr. 3 Estc durch das depotführende Kredit- oder
Fi nanzdi enst lei stungs i nst i tut .

Die Vorlage dieses Bescheides ist unzulässig, wenn die Erträge in einem |l,irtschaftlichen
Geschäftsbetrieb anfallen, für den die Befreiung von der Körperschaftsteuer ausgeschlossen ist.
Anmerkungen
Bitte beachten Sie, dass die Inanspruchnahne der Steuerbefreiungen auch in zukunft von der tat-
sächlichen Geschäftsführung abhängtr die der Nachprüfung durch das Finanzamt - ggf. im Rahmen ei-
ner Außenprüfung - unterliegt. Die tatsächliche ceschäftsführung muss auf die aüsschließliche
und unmittelbare Erfüllung der steuerbegünstigten Zwecke gerichtet sein und die Bestimmungen der
satzung beachten.
Dies muss auch künftig durch ordnungsnäßige Aufzeichnungen (aufstellung der Einnahmen und Ausgab-
en, Tätigkeitsbericht, Verrbgensübersicht nit Nachweisen über Bildung und Entwicklung der Rück-
lagen) nachgewiesen werden (§ 63 AO).

***** Fortsetzung siehe Seite 2 x+***
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Finanzkasse llünchen
Postfach 1155, 84442 llühldorf
Tel.: 089 1252-6323

Weiterä Informationen auf der letzten Seite oder in
Internet unter wun'r. f inanzamt,bayern.de

Kreditinstitut:
BBk lttünchen
rBAN DE05 7000 0000 0070 0015 06
BayernLB I'lünchen

BIC I'IARKDEFl700

IBAN DE37 7OO5 OOOO OOOO 0249 62 BIC BYLADEHMNO(
UniCred i t Bank-HypoVerei nbk
IBAN DE78 TOOZ O27O OOOO O8O1 20 BIC HYVEDEMM»C(
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Begründung und Nebenbestinnungen
Die Körperschaft unterhält einen (einheitlichen) steuerpflichtigen t|,irtschaftlichen ceschäftsbe-trieb. Für diesen ergibt sich unter Berücksichtigung der Besteuerungsgrenze nach s 64 Abs. g AO
bzw. des Freibetrags nach § 24 KStc keine Körperschaftsteuer.
Unter Berücksichtigung des Freibetrags nach § 11 Abs. 1 Satz 3 cet{stc ergibt sich auch keine
Gewerbesteuer.

Er läuterungen
Die Körperschaftsteuererklärung ist ab dem veranlagungszeitraum 2O'l 1 elektronisch nach amt I ich
vorgeschriebenem Datensatz an die Finanzverwaltung zu übernitteln (§ 3l Abs. 1a Kstc). sie kannnur dann in Papierform abgegeben werdenr wenn ein Härtefall vorliegt. Beachten Sie die§ bittekünftig. Weitere Infornationen zur elektronischen tlbernittlung von steüererktärungen erhalten sie
im Internet unter www.elster.de

Recht sbehe I fsbe lehrung
Die in diesem Bescheid enthaltenen Verwaltungsakte können mit dem Einspruch angefochten werden.
Der Einspruch ist bei dem vorbezeichneten Finanzamt oder bei der angegebenen Außenstel le
schriftlich einzureichen, diesem / dieser elektronisch zu übermitteln oder dor{ zur Niederschrift
zu erklären.
Ein Einspruch ist jedoch ausgeschlossen, sou,eit dieser Bescheid einen Verwaltungsakt ändert oder
ersetztr sesen den ein zulässiger Einspruch oder (nach einem zulässigen Einspruch) eine zulässige
KIage, Revision oder Nichtzulassungsbeschwerde anhängig ist. In diesen Fall tl,ird der neue
Verwaltungsakt cegenstand des Rechtsbehelfsverfahrens.
Die Frist für die Eintegung eines Einspruchs beträgt einen Lbnat.
Sie beginnt mit Ablauf des Tages, an dem lhnen die§er Bescheid bekannt gegeben worden ist. Bei
zusendung durch einfachen Brief gilt die Bekanntgabe mit dem dritten Tag nach Aufgabe zur post a'ls
bewirktr es s€i denn, dass der Bescheid zu einem späteren Zeitpunkt zugegangen ist.
Bei Einlegung des Einspruchs soll der verwaltungsakt bezeichnet werden, gegen den sich der
Einspruch richtet. Es soll angegeben werden, int{lieweit der Verwaltungsakt angefochten t{ird. Ferner
sollen die Tatsachen, die zur Begründung dienen, und die Beweismittel angeführt werden.

lhtenschutzhinlfleis
Infornationen über die Verarbeitung personenbezogener Daten in der Steuerverwaltung und über Ihre
Rechte nach der Datenschutz-Grundverordnung sowie über lhre Ansprechpartner in Datenschutzfragen
entnehmen Sie bitte den al lgemeinen Infornationsschreiben der Finanzverwaltung. Dieses
Infornationsschreiben finden sie unter wwh,.finanzamt.de (unter der Rubrik "Datenschutz") oder
erhalten sie bei Ihrem Finanzant.

l^leitere Informationen

Öffnungszei ten:

lllo-Mi 7:30-16,0o -18/ Fr-12:30 Deroystr.l2

Nahverkehrsanb i ndung :
Katharina-von-Bora-Str. 4: S-Ba[n: Station Stachus -Tran 27t Station Ottostr.
u-Bahn (Linie 2): Station Königsplatz
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